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NACHRICHTEN

Rund 40.000 Menschen haben 
die Internationale Gartenaus-
stellung (IGA) während der Os-
terfeiertage in Berlin-Marzahn 
besucht. Magnet sei vor allem 
die Kabinen-Seilbahn gewesen, 
teilte eine IGA-Sprecherin am 
gestrigen Dienstag mit. Zudem 
habe die Aussicht von der Platt-
form „Wolkenhain“ viele Gäste 
begeistert. Das Gartenfestival 
war am Gründonnerstag von 
Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier eröffnet worden. Bis 
zum 15. Oktober wollen die Ma-
cher etwa zwei Millionen Inter-
essierte anlocken. (dpa)

Unbekannte haben in einem 
türkischen Kulturverein in 
Schöneberg mehrere Fenster-
scheiben beschädigt. Ein Mitar-
beiter der Begegnungsstätte in 
der Martin-Luther-Straße be-
merkte den Schaden am Mon-
tagabend, wie die Polizei am 
gestrigen Dienstag mitteilte. Der 
Staatsschutz beim Landeskrimi-
nalamt prüft eine mögliche po-
litische Motivation der Tat. Für 
einen Zusammenhang mit dem 
türkischen Verfassungsreferen-
dum bestünden derzeit keine 
Anhaltspunkte, so der Sprecher 
der Polizei. (dpa)

Der Leiter der Bahnhofsmission 
am Zoo, Dieter Puhl, fordert vom 
Berliner Senat ein Konzept für 
die Tausenden in Berlin leben-
den Obdachlosen aus Osteu-
ropa. Gerade diesen Menschen 
gehe es dreckig, sagte Puhl am 
gestrigen Dienstag dem Evan-
gelischen Pressedienst. Puhl 
fordert unter anderem 1.000 
ganzjährige Notübernachtungs-
plätze für Wohnungslose, die 
Einrichtung einer Krankensta-
tion, drei zusätzliche Tagesstät-
ten im Innenstadtbereich und 
die Einstellung von 20 zusätzli-
chen Streetworkern. (epd)

40.000 Interessierte besuchen die IGA Mehr Hilfsangebote
AM ERÖFFNUNGSWOCHENENDE TÜRKISCHER KULTURVEREIN BAHNHOFSMISSION FORDERT

Hit der IGA: die Seilbahn  Foto: dpa
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Das Zentrum Kreuzberg wird 
verkauft. Diesen formalen Be-
schluss fassten die Eigentümer 
der Kommanditgesellschaft 
auf einer kurzfristig einberu-
fenen Gesellschafterversamm-
lung am gestrigen Dienstag im 
Hotel Zoo Berlin am Kurfürs-
tendamm. An wen der Gebäu-
dekomplex mit 295 Wohnun-
gen und 90 Gewerbeflächen ver-
äußert wird, wurde damit noch 
nicht entschieden. Die Chan-
cen allerdings, dass der Sozial-
wohnungskomplex nicht an ei-
nen privaten Investor verkauft 
wird, sind groß. Stattdessen 
könnte wohl die landeseigene 
Wohnungsbaugesellschaft Ge-
wobag den Zuschlag erhalten.

Für die etwa 1.000 überwie-
gend sozial schwachen Mieter 
des Zentrums Kreuzberg wäre 
das womöglich die Rettung. Bis 
Donnerstag müssen sie jedoch 
noch zittern. Dann läuft die 
Frist für die Unterzeichnung ei-
nes Kaufvertrages für den pri-
vaten Bieter Juwelus NKZ Pro-
jekt GmbH ab. Bis zum Dienstag 
hatte Juwelus den Gesellschaf-
tern keinen Nachweis vorgelegt, 
dass sie die Verbindlichkeiten 

der Kommanditgesellschaft des 
Zentrums Kreuzberg bei der In-
vestitionsbank Berlin-Branden-
burg (IBB) übernehmen. Auch 
konnten sie nicht nachweisen, 
über die 17,5 Millionen Euro der 
gebotenen Kaufsumme zu ver-
fügen, die über den Gesamt-
schulden von 40 Millionen Euro 
liegen.

Nachdem Anfang des Jah-
res die Mehrheit der etwa 360 
Kommanditisten schriftlich für 
einen Verkauf votiert hatte, war 
Juwelus Mitte März als Sieger ei-
nes Bieterverfahrens hervorge-
gangen. 57,5 Millionen hatte das 
erst unmittelbar zuvor gegrün-
dete Unternehmen mit einem 
Stammkapital von 25.000 Euro 
geboten. Dabei sind die Finan-
ziers bis heute unbekannt. Ge-
nannt wurden sowohl US-ame-
rikanische als auch israelische 
Investoren, zuletzt ein reicher 
Inder. Womöglich aber hat Juwe-
lus das Geld nicht zusammen.

Zum Zuge kommen würde 
dann die Gewobag, die mit ei-
nem Gebot von 56,5 Millionen 
Euro als Zweiter aus dem Bie-
terverfahren hervorgegangen 
war. Auf Anfrage der taz teilte 
die Wohnungsbaugesellschaft 
mit, Interesse daran zu haben, 

das Haus „zu erwerben“. Bis zum 
Abschluss des Verfahrens wolle 
man sich aber nicht äußern. In 
der Warteschleife steht noch ein 
dritter Bieter, der ebenfalls pri-
vate Investor Gijora Padovicz.

Sollte die Gewobag das Ren-
nen machen, wären auch alle 

Zentrum Kreuzberg sucht Eigentümer
NO DEAL Das Haus wird verkauft, doch der Höchstbietende meldet sich nicht. Die landeseigene Gewobag könnte jetzt profitieren

Mehr als 1.000 MieterInnen hoffen, dass der private Deal nicht zustande kommt  Foto: Christian Mang

Am Dienstagmittag haben 
Aktivist*innen einen Hörsaal 
der Freien Universität (FU) be-
setzt. Etwa 30 Studierende ver-
schiedener Fachbereiche und 
Hochschulen legten im Hörsaal 
Transparente aus und riefen zu 
einer Vollversammlung auf. Die 
Forderungen der Aktivist*innen 
richtet sich an die Verwaltung 
der Universität: „Wir fordern 
eine Abkehr von der leistungs-
basierten Hochschulfinanzie-
rung, denn diese hat auch Aus-
wirkungen auf Forschung und 
Lehre“, so ein Teilnehmer der 
Aktion. Manche Studiengänge 

Hörsaal an der Freien Universität besetzt
HOCHSCHULPOLITIK

Fenster beschädigt

tor verkauft werden. Der Bezirk 
könnte dann, etwa für die Ge-
wobag, das Haus zum Verkehrs-
wert erwerben. Diese Option ist 
jedoch mit rechtlichen Schwie-
rigkeiten verbunden.

Für Ryan Harty und Marie 
Schubenz, die als VertreterIn-
nen des Mieterbeirats an der Ge-
sellschafterversammlung teil-
nehmen konnten, bleiben viele 
Fragen unbeantwortet. Sie hat-
ten die Gesellschafter aufgefor-
dert, das Zentrum Kreuzberg di-
rekt an den „wirtschaftlichen Ei-
gentümer“, also die öffentliche 
Hand, zu übertragen. Sollte Ju-
welus nun zurückziehen, wäre 
das „nichts als Glück“, so Harty.

Nach Ansicht der Mieter ge-
hört das Haus längst in staat-
liche Hand. Seit dem Bau 1974 
hat die Kommanditgesellschaft 
25 Millionen Euro Schulden 
aus Aufwendungsdarlehen, die 
vom Staat damals tilgungs- und 
zinsfrei gewährt wurden. 2014, 
nach 30 Jahren, lief diese Frist 
ab, doch die IBB hatte sie still-
schweigend verlängert. Ab Juli 
jedoch hätten die Schulden be-

dient werden müssen – für 
die Gesellschafter der 

Grund, den Verkauf an-
zustreben.

Zwanzig Prozent jährliche Ren-
dite gefällig? Auf Kosten der 
Staatskasse? Kein Problem für 
Gutverdiener Mitte der 70er 
Jahre. So kann man die Finan-
zierung des damaligen Neuen 
Kreuzberger Zentrum (NKZ) 
vereinfacht zusammenfassen. 
Mit dem am Dienstag beschlos-
senen Verkauf wollen die Eigen-
tümer, die Kommanditisten der 
NKZ GmbH & Co KG, noch mal 
verdienen.

Doch selbst wenn die landes-
eigene Gewobag den Zuschlag 
für den Komplex an der Nord-
seite des Kottbusser Tors be-
kommen sollte, der nun Kreuz-
berger Zentrum heißt, wird sie 
für die 295 Sozialwohnungen 
und 90 Gewerbeeinheiten ei-
nen Preis bezahlen müssen, den 
die öffentliche Hand eigentlich 
schon mehrfach bezahlt hat.

In den 70er Jahren wurden 
im damaligen Westberlin die 
Häuser des sogenannten sozi-
alen Wohnungsbaus vor allem 
über Steuerabschreibungsmo-

Die unendliche Geschichte am Kottbusser Tor
DEALS Mit dem NKZ schrieben einst Zahnärzte ihre 
Steuern ab. Für die Schulden kam der Staat auf. 
Weil die Gegend hipp wird, soll es nun verkauft 
werden. Die Chronik eines Skandals

delle für westdeutsche Gut-
verdiener finanziert. Wer als 
Arzt oder Apotheker mehr als 
150.000 Mark Jahreseinkom-
men hatte, konnte seine Ein-
lage innerhalb von fünf Jahren 
über Steuerersparnisse nahezu 
vollständig zurückholen. Denn 
der westdeutsche Staat ließ sich 
sein „Schaufenster zum Osten“ 
einiges kosten.

Ein Fass ohne Boden
So gesehen bezahlte eigentlich 
der Steuerzahler zu hundert 
Prozent den Bau des NKZ. Doch 
der Gebäuderiegel am Kottbus-
ser Tor gehört bis heute den 
rund 350 Kommanditisten, de-
ren Geschäftsmodell im Wesent-
lichen auf Verlustzuschreibun-
gen beruht. 

Auch deswegen konnten die 
Baukosten nicht hoch genug 
sein, denn nach diesen rich-
tet sich die sogenannte Kosten-
miete, die beim NKZ am Kott-
busser Tor bis zu 14 Euro den 
Quadratmeter erreicht. Jahr-

zehntelang zahlte der Berliner 
Senat die Differenz zwischen 
dieser „Kostenmiete“ und der 
staatlich festgelegten Sozial-
miete, erst Rot-Rot kündigte 
diese Subventionierung der Ei-
gentümer auf. „Etwa 20 Milliar-
den der 60 Milliarden Schulden 
des Landes Berlins gehen auf 
den sozialen Wohnungsbau zu-
rück“, schätzt die neue Bausena-
torin Katrin Lompscher (Linke).

Und das NKZ bekam immer 
wieder neue Subventionen. Als 
um die Jahrtausendwende zum 
wiederholten Male die Insol-
venz drohte, stellte die Öffent-
lichkeit fest, dass von den rund 
40 Millionen Euro Schulden für 
den Hausbau nahezu nichts ge-
tilgt war. 

Noch einmal musste der Se-
nat auf Kosten der Steuerzahler 
einen Teil der Schulden in Höhe 
von 25 Millionen Euro zins- und 
tilgungsfrei stellen. Das kostete 
ungefähr 10 Millionen Euro an 
Steuergeldern. Warum sich das 
Land dafür keine wirtschaftli-
chen Eigentumsrechte sicherte, 
ist heute kaum noch verständ-
lich. Zu groß war wohl die Angst, 
noch mehr in ein Fass ohne Bo-
den hineingezogen zu werden.

In den folgenden Jahren sta-
bilisierte sich das Gebäude, 

Clubs wie das Möbel Olfe und 
das West-Germany zogen ein, 
der ehemalige Leerstand von 
bis zu einem Fünftel der Woh-
nungen ist heute vergessen, 
und eine neue Hausverwaltung 
arbeitet zur weitgehenden Zu-
friedenheit der Mieter*innen.

Doch genau deshalb begin-
nen sich auch Investoren für 
das ehemalige Schmuddelkind 
zu interessieren. Der als Inves-

tor für „Problemimmobilien“ 
bekannte Gijora Padovicz kaufte 
mit einer seiner Firmen vor we-
nigen Jahren den zur ehemali-
gen GSW gehörenden linken Ge-
bäudeflügel, in dem sich ein Al-
tersheim befindet. Sein Ziel ist 
die langfristige Umwandlung 
der Wohnungen in Eigentums-
wohnungen, die sich dann als 
Lofts am „Hotspot“ Kottbusser 
Tor international vermarkten 
lassen. Selbst im grün regier-

ten Friedrichshain-Kreuzberg 
wurde diese Entwicklung ver-
schlafen.

Wirklich aufgeschreckt wur-
den Insider und Politik erst, als 
Padovicz vor rund einem Jahr 
begann, einzelnen Kommandi-
tisten der restlichen Gebäude-
teile des NKZ Angebote für ihre 
Anteile zu machen, einschließ-
lich der Bezahlung der im Falle 
eines Verkaufs fälligen Nachver-
steuerung.

Überhaupt erst möglich wer-
den solche Angebote, weil sich in 
den letzten zehn Jahren in die-
sem Teil Kreuzbergs die Boden-
preise vervierfacht haben und 
damit den aberwitzigen Schul-
den des NKZ von rund 40 Mil-
lionen Euro auf einmal wieder 
reale Werte gegenüberstehen. 
Auch ist das Kottbusser Tor bei 
der „Jugend der Welt“ eher we-
gen seiner Clubs und weniger 
als „Kriminalitätsschwerpunkt“ 
im Gespräch. Meist unbeabsich-
tigt befeuern so die Clubs die 
weitere soziokulturelle und da-
mit auch ökonomische Aufwer-
tung der Gegend.

Nun rächte sich, dass der Se-
nat viel öffentliches Geld in den 
Koloss gesteckt hatte, aber kei-
nerlei Mitsprache oder gar Ei-
gentumsrechte besitzt. Desh

bekam die landeseigene Gewo-
bag grünes Licht, sich ebenfalls 
für das Zentrum Kreuzberg zu 
bewerben.

Doch für alle Beteiligten über-
raschend initiierte Peter Acker-
mann, Vorsitzender des Beirats 
der Kommanditgesellschaft, 
ein Bieterverfahren, um einen 
vollständigen Verkauf des Ge-
bäudes zu betreiben. Sollte das 
Zentrum Kreuzberg tatsächlich 
an die Juwelus gehen, wäre diese 
noch zwölf Jahre an die Auflagen 
des sozialen Wohnungsbaus ge-
bunden. Danach hätte sie weit-
gehend freie Hand und könnte 
versuchen, die Wohnungen als 
Eigentumswohnungen zu ver-
markten.

Im Gegensatz dazu könnte 
eine städtische Gesellschaft 
wie die Gewobag den Komplex 
als Teil des sozialen Wohnungs-
baus weiterbetreiben. Zumin-
dest am nördlichen Kottbusser 
Tor müssten die Mieter*innen 
keine Angst mehr vor Vertrei-
bung haben. Anders ist dies noch 
am südlichen Kottbusser Tor, wo 
die Initiative Kotti & Co. aktiv ist. 
Denn dort gehören die meisten 
Häuser der Deutschen Wohnen, 
die bisher alle Angebote einer 
Rekommunalisierung brüsk von 
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seien überlaufen, Studierende 
würden im Eiltempo durch die 
Regelstudienzeit geführt. Es 
gelte deshalb, in der Universi-
tät selbstverwaltete Freiräume 
zu schaffen, die außerhalb des 
„Leistungszwangs in der Lern-
fabrik“ stünden. Man schließe 
sich somit auch an die Beset-
zung des SoWi-Instituts an der 
Humboldt-Universität an. Ob 
die FU den Hörsaal räumen las-
sen wird, ist unklar. Auch zu den 
Forderungen der Aktivist*innen 
bezog sie keine Stellung. (faf)
Mehr dazu unter: www.taz.de/
berlin

Nach Ansicht  
der Mieter gehört  
das Haus längst  
in staatliche Hand

Überlegungen zur Nutzung 
eines bezirklichen Vorkaufs-
rechts obsolet. Baustadtrat Flo-
rian Schmidt (Grüne) hatte sich 
zuletzt vehement dafür ausge-
sprochen, diese Option nutzen 
zu wollen, sollte das Zentrum 
Kreuzberg an einen Privatinves-

Bei Gästen ist das 
Kottbusser Tor wegen 
der Clubs und nicht 
als gefährlicher Ort 
im Gespräch




